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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 31. August 1946 45. Stück

185. Bundesgesetz: Schöffenlistengesetz.
186. Bundegesetz: Gebührenanspruchsgesetz — Geb.A.G.
1 8 7 . Bundesgesetz: Ergänzung der Notariatsordnung 1945 — NO. 1945.
188. Verordnung: Verbrauchergruppen-Verordnung.
189. Verordnung: Rationenangleichungs-Verordnung.

1 3 5 . Bundesgesetz vom 13. Juni 1946 über
die Bildung der Schöffenlisten (Schöffen-

listengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A. Allgemeine Schöffenlisten.

I. B e r u f u n g z u m S c h ö f f e n a m t .

§ 1. Das Schöffenamt ist ein Ehrenamt. Es
kann nur von österreichischen Staatsbürgern ver-
sehen werden, die sich vorbehaltlos zur unab-
hängigen demokratischen Republik Österreich
bekennen.

§ 2. (1) Zum Schöffenamt ist unfähig:

1. wer zum Beginn des Jahres, in dem er das
Amt versehen soll, das 30. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat;

2. wer der Gerichtssprache nicht so weit mäch-
tig ist, daß er dem Gange einer Verhandlung
verläßlich zu folgen vermag;

3. wer infolge eines körperlichen oder geistige»
Gebrechens die Pflichten dieses Amtes nicht
erfüllen kann;

4. wer voll oder beschränkt entmündigt ist;

5. jeder, gegen den ein Konkurs- oder ein Aus-
gleichsverfahren anhängig ist;

6. jeder, dem vom Gericht die väterliche
Gewalt über seine Kinder entzogen worden ist,
solange die Kinder unter fremder Vormundschaft
stehen, jedenfalls aber bis zum Ablauf von drei
Jahren seit der gerichtlichen Verfügung;

7. wer in der Ortsgemeinde, in der er sich auf-
hält, nicht wenigstens seit einem Jahre seinen
Wohnsitz hat;

8. wer wogen eines Verbrechens, eines Ver-
gehens oder einer strafbaren Handlung, die nach
österreichischem Rechte den Tatbestand einer der
im folgenden angeführten Übertretungen begrün-
det, rechtskräftig verurteilt worden ist, es wäre
denn die Verurteilung schon getilgt oder ihre

Aufnahme in Ausfertigungen der Strafkarte
durch eine gesetzliche Vorschrift untersagt.

Diese Übertretungen sind:

a) die in den §§ 296, 298, 299, 460, 461, 463,
464, 512, 515, 516, 523 des Strafgesetzes
bezeichneten Übertretungen;

b) die im § 1 des Gesetzes vom 25. Mai 1883,
R. G. Bl. Nr. 78, gegen Vereitelung von
Zwangsvollstreckungen bezeichneten Über-
tretung;

c) die Übertretungen nach dem Gesetz vom
24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, womit
strafrechtliche Bestimmungen in betreff der
Zulässigkeit der Anhaltung in Zwangs-
arbeits- oder Besserungsanstalten getroffen
werden;

d) die im § 1 des Bundesgesetzes vom 4. Fe-
bruar 1925, B. G. Bl. Nr. 69, über den
Schutz des gesetzlichen Unterhaltsanspru-
ches bezeichnete Übertretung;

e) die in den Artikeln VI und VII der Straf-
gesetznovelle vom 20. Dezember 1929,
B. G. Bl. Nr. 440, bezeichneten Über-
tretungen;

i) die im Artikel IX des Einführungsgesetzes
zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen vom
21. Juli 1925, B. G. Bl. Nr. 273, bezeich-
nete Übertretung;

g) die Vorschubleistung zu einem Vergehen
oder zu einer der. angeführten Übertretun-
gen (§ 307 StG.).

9. jeder, gegen den wegen Verdachtes einer
der unter. Z. 8 bezeichneten strafbaren Hand-
lungen ein Strafverfahren anhängig ist;

10. (Verfassungsbestimmung) wer in der Zeit
zwischen dem 1. Juli 1933 und dem 27. April
1945 jemals der NSDAP als Parteimitglied oder
Parteianwärter oder der SS (Schutzstaffel) oder
der SA als Mitglied angehört hat;

11. (Verfassungsbestimmung) wer in der Zeit
zwischen dem 1. Juli 1933 und dem 13. März
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1938 jemals dem NSKK oder dem NSFK als
Mitglied angehört hat;

12. (Verfassungsbestimmung) wer in der Zeit
zwischen dem 13. März 1938 und dem 27. April
1945 jemals dem NSKK oder dam NSFK als
Führer vom Untersturmführer oder Gleichge-
stellten aufwärts angehört hat.

(2) Die Unfähigkeit zum Schöffenamt nach
Z. 10 bis 12 liegt bei Personen nicht vor, die
der Begünstigung nach § 27, Abs. (1), des Ver-
fassungsgesetzes vom 8. Mai 1945, St. G. Bl.
Nr. 13 (Verbotsgesetz), in der Fassung der
2. Verbotsgesetznovelle vom 16. November 1945,
B. G. Bl. Nr. 16 aus 1946, teilhaftig geworden
sind.

§ 3. Zum Schöffenamt sind nicht zu berufen:
1. Der Bundespräsident;
2. die Mitglieder der Bundesregierung, die

Mitglieder einer Landesregierung (des Stadt-
senates der Stadt Wien), die Mitglieder der ge-
setzgebenden Körperschaften des Bundes und der
Länder (der Stadt Wien).

3. Bundesbedienstete, sofern sie sich nicht im
Ruhe- oder Versorgungsstande befinden;

4. Personen, die das Lehramt an einer öffent-
lichen oder mit dem Öffentlichkeitsrecht ver-
sehenen Schule oder Lehranstalt ausüben;

5. Geistliche der gesetzlich anerkannten Kir-
chen und Religionsgemeinschaften sowie Ordens-
personen;

6. Rechtsanwälte, Notare und sonstige in die
Verteidigerliste eingetragene Personen;

7. Personen, die im Betriebe einer dem öffent-
lichen Verkehr dienenden Eisenbahn-, Schiff-
fahrts-, Kraftfahrlinienunternehmung oder einer
öffentlichen Telegrafen- oder Telefonanstalt be-
schäftigt sind.

§ 4. Vom Schöffenamt sind auf Ansuchen zu
befreien:

1. Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet
haben, für immer;

2. Frauen für jeweils 4 Jahre;
3. Ärzte, Apotheker und Dentisten, deren

Unentbehrlichkeit von der Bezirksverwaltungs-.
behörde, in Wien und in Städten mit eigenem
Statut vom Magistrat bestätigt wird, für das
folgende Jahr;

4. Personen, die ihrer Pflicht als Schöffen an
fünf Verhandlungstagen entsprochen haben, bis
zum Ende des nächsten Kalenderjahres.

II. B i l d u n g d e r U r l i s t e .

a) Bestimmungen für alle Gemeinden mit nicht
mehr als 50.000 Einwohnern.

§ 5. (1) Im September jedes Jahres ist für jede
Ortsgemeinde ein Verzeichnis aller Personen an-
zulegen, die nach den §§ 1 bis 3 zum Schöffen-

amte berufen werden können und nicht bereits
nach § 4 ihre Befreiung erwirkt haben.

(2) Die Anlegung des Verzeichnisses obliegt
der Gemeindekommission, die aus dem Bürger-
meister oder seinem Stellvertreter als Vorsitzen-
dem und mindestens vier Vertrauenspersonen be-
steht.

(3) Die Kommission entscheidet mit Stimmen-
mehrheit.

(4) Die Vertrauenspersonen werden von der
Gemeindevertretung (dem Gemeinderate) nach
dem Verhältniswahlrecht aus den nicht im
Bundes- oder Landesdienste stehenden Personen
gewählt, die in der Gemeinde ihren Wohnsitz
und die Eignung zum Schöffenamte (§§ 1 bis 3)
haben. Sie brauchen der Gemeindevertretung
nicht anzugehören. Auf jede im Gemeinderate
vertretene Partei hat mindestens ein Kommis-
sionsmitglied zu entfallen. Die näheren Bestim-
mungen werden durch Verordnung getroffen.

(5) Wenn Vertrauenspersonen ausfallen oder
sich ihren Obliegenheiten entziehen, treten ihre
nicht gewählten Nachmänner in der Liste (dem
Wahlvorschlage) derselben Wühlergruppe der
Reihe nach an ihre Stelle.

§ 6. Das Verzeichnis hat in alphabetischer
Ordnung und unter fortlaufenden Nummern.
Zu- und Vornamen, Beruf, Tag, Monat und
Jahr der Geburt und Wohnung der eingetrage-
nen Personen zu enthalten. Außerdem müssen
im Verzeichnis die Namen und Anschriften der
Vertrauenspersonen angeführt sein, die an der
Anlegung mitgewirkt haben.

§ 7. (1) Das Verzeichnis (Gemeindeliste) ist
vom Bürgermeister in einem allgemein zugäng-
lichen Räume der Gemeinide acht Tage hindurch
zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Die Auf-
legung des Verzeichnisses ist vorher in orts-
üblicher Weise kundzutun. Die Kundmachung
hat eine Belehrung über das Einspruchsrecht zu
enthalten.

(2) Jeder eigenberechtigte Staatsbürger kann
in der Auflegungsfrist wegen Übergehung von
Personen, die zum Schöffenamt berufen weiden
können (§§ 1 bis 3), oder wegen Eintragung von
Personen, die nach diesem Bundesgesetze zum
Schöffenamte unfähig sind (§ 2) oder nicht be-
rufen werden dürfen (§ 3), schriftlich oder zu
Protokoll Einspruch erheben. In gleicher Weise
können Befreiungsgründe geltend gemacht
werden.

§ 8. Personen, wegen deren Übergebung Ein-
spruch erhoben worden ist, sind in einem An-
hange zum Verzeichnisse unter fortlaufenden,
mit „1" beginnenden Nummern einzutragen.

§ 9. (1) Die Gemeindekommission (§ 5) ent-
scheidet über die erhobenen Einsprüche und die
Richtigkeit der geltendgemachten Befreiungs-
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gründe, allenfalls nach Durchführung der erfor-
derlichen Erhebungen.

(2) Gegen diese Entscheidungen kann inner-
halb dreier Tage nach ihrer amtlichen Mittei-
lung die Beschwerde beim Bürgermeister schrift-
lich oder zu Protokoll eingebracht werden.

(3) Die Entscheidungen und die dagegen ein-
gebrachten Beschwerden sind im Verzeichnisse
anzumerken.

(4) Hat ten die Entscheidungen Änderungen des
veröffentlichten Verzeichnisses zur Folge, so. sind
die Änderungen durch Anschlag am Amtssitze
kundzumachen und die Beteiligten zu verstän-
digen. Einspruchswerber und Personen, die Be-
freiungsgründe geltendgemacht haben, sind in
jedem Falle von der getroffenen Entscheidung
zu benachrichtigen.

§ 10. Das richtiggestellte Verzeichnis ist, so-
fern es nicht eine Stadt mit eigenem Statut be-
trifft, vom Bürgermeister unter Anschluß des
Protokolls über die Wahl der Vertrauensper-
sonen und aller Schriftstücke, die sich auf die
Einsprüche und die Geltendmachung von Be-
freiungsgründen beziehen ohne Verzug an die
Bezirksverwaltungsbehörde einzusenden,

§ 11 . (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde prüft
die von den Gemeinden ihres Amtsbezirkes ein-
langenden Verzeichnisse sofort und stellt sie,
wenn sie bei ihrer Anlegung gegen die gesetz-
lichen Vorschriften unterlaufene Verstöße oder
sonstige Mängel wahrnimmt, dem Bürgermeister
zur Berichtigung zurück.

(2) Wenn die Berichtigung die Streichung oder
die Neueintragung von Personen zur Folge hat,
so hat der Bürgermeister nach den Vorschriften,
der §§ 7 und 8 vorzugehen.

(3) Das berichtigte Verzeichnis ist spätestens
Ende Oktober der Bezirksverwaltungsbehörde
wieder einzusenden.

§ 12. Kommt ein Bürgermeister den ihm ob-
liegenden Verpflichtungen nicht fristgerecht nach,
so hat die Bezirksverwaltungsbehörds die rück-
ständige Amtshandlung durch ihre eigenen Or-
gane auf Kosten der säumigen Gemeinde, im
Falle/eines offenkundigen Verschuldens des Bür-
germeisters auf dessen Kosten vornehmen zu
lassen.

§ 13. (1) Bei der Bezirksverwaltungsbehörde
t r i t t die Bezirkskommission zusammen. Sie be-
steht aus dem Bezirkshauptmann oder seinem
Stellvertreter als Vorsitzendem und mindestens
sechs Vertrauenspersonen. Diese wählt die Lan-
desregierung aus den Gemeindekommissionen so
aus, daß die Wählergruppen, die für die Wahlen
in die Gemeindekommissionen Bewerber aufge-
stellt haben, in der Bezirkskommission ihrem
Kräfteverhältnis im Landtage entsprechend ver-
treten sind, und diese Kommission über die

nötigen Personalkenntnisse verfügt. Auf jede im
Nationalrat oder im zuständigen Landtag ver-
tretene Partei hat mindestens eine Vertrauens-
person zu entfallen, wenn sie in einer Gemeinde-
kommission des Bezirkes vertreten ist. Für jede
Vertrauensperson ist ein Stellvertreter zu be-
stimmen.

(2) Die Bezirkskommission bezeichnet in den
Gemeinidelisten, die Personen, die wegen ihres
vorbehaltlosen Eintretens für die unabhängige
demokratische Republik Österreich, ihrer Ver-
ständigkeit, Ehrenhaftigkeit und Charakter-
festigkeit für das Schöffenamt besonders geeignet
erscheinen.

(3) Die Bezirkskommission ist nicht gehalten,
die Auswahl der z u m Schöffenamt besonders ge-
eigneten Personen aus einer Gemeindeliste fort-
zusetzen, wenn die Zahl der ausgewählten Per-
sonen zwei vom Hunder t der in dieser Ge-
meindeliste eingetragenen Personen erreicht hat .

(4) Fallen eine Vertrauensperson und ihr Stell-
vertreter aus, so ist dies der Landesregierung
ohne Verzug zu berichten. Diese ersetzt die
fehlenden Vertrauenspersonen durch andere aus
derselben Wälhlergruppe.

(5) Die Bezirkskommission entscheidet mit
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt
die St imme des Vorsitzenden den Ausschlag.

§ 14. Die Bezirksverwaltungsbehörde übersen-
det die allenfalls berichtigten Verzeichnisse der
Gemeinden ihres Amtsbezirkes samt allen dazu-
gehörigen Urkunden und den Äußerungen der
Bezirkskommission unter namentlicher Anfüh-
rung der Mitglieder dieser Kommission, die an
den Entscheidungen beteiligt waren, dem Präsi-
denten des die allgemeine Strafgerichtsbarkeit
ausübenden Gerichtshofes erster Instanz.

§ 15. (1) In Städten mi t eigenem Statut läßt der
Bürgermeister das von der Gemeindekommission
angelegte Verzeichnis durch den Magistrat über-
prüfen.

(2) Stellt der Magistrat gegen die gesetzlichen
Vorschriften unterlaufene Verstöße oder andere
Mängel fest, so veranlaßt der Bürgermeister die
entsprechende Berichtigung des Verzeichnisses
durch die Gemeindekommission.

(3) Die Vorschrift des § 11, Abs. (2), gilt auch
für die Bürgermeister der Städte mit eigenem
Statut.

(4) Die Bezeichnung der zum Schöffenamt be-
sonders geeigneten Personen [§ 13, Abs. (2) u n d
(3)] obliegt der Gemeindelkommission.

(5) Das allenfalls berichtigte Verzeichnis ist
v o m Bürgermeister samt allem Zubehör (§ 10)
unmittelbar, dem Präsidenten des die allgemeine
Strafgerichtsbarkeit ausübenden Gerichtshofes
erster Instanz zu übersenden, zu dessen Sprengel
die Stadt gehört .
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b) Sonderbestimmungen für Gemeinden mit
mehr als 50.000 Einwohnern.

§ t 6 . (1) Jedes vierte Jahr hat der Magistrat
in den ersten drei Monaten des zweiten Halb-
jahres alle Personen, die zum Schöffenamt fähig
sind u n d berufen werden dürfen (§§ 1 bis 3), zu
erfassen.

(2) Die Einwohner der Gemeinde sind ver-
pflichtet, de r vom Bürgermeister zu erlassenden
Kundmachung gemäß an der Anlegung des Ver-
zeichnisses durch der Wahrhei t entsprechende
Beantwortung der Fragen in den Formblät tern,
die ihnen vom Magistrate zuzumit te ln sind, mi t -
zuwirken.

(3) W e r den kundgemachten Anordnungen des
Bürgermeisters nicht Folge leistet oder wer im
Formblat t bewußt wahrheitswidrige Angaben
macht, wird v o m Magistrat m i t einer Geldstrafe
bis zu 1000 S belegt, für den Fall der Unein-
bringlichkeit der Geldstrafe mit Arrest bis zu
vier Wochen bestraft.

(4) Die Formblät ter müssen enthal ten:
1. eine gemeinverständliche Belehrung;
2. den Vorschriften de r §§ 1 bis entspre-

chende Fragen;
3. die Frage, ob Befreiung vom Schöffenamte

für immer nach § 4, Z. 1, beziehungsweise für
vier Jahre nach Z. 2 begehrt wird, mi t dem
Beisatze, daß ein nachträgliches Begehren dieser
A r t nicht berücksichtigt wird;

4. den Vordruck der eidesstättigen Versiche-
rung, daß die im Formblat t enthaltenen Fragen
der Wahrhei t gemäß beantwor te t worden sind.

(5) Der Bürgermeister hat in der Kundma-
chung [§ 16, Abs. (2)] auf die streng vertrauliche
Behandlung der ausgefüllten Formblät ter hin-
zuweisen und Vorsorge zu treffen, daß jedem
Formblat t eine Papierhülle mi t dem Aufdrucke
„streng vertraulich" beigegeben wird, in der das
ausgefüllte Formblat t verschlossen abzugeben ist.

(6) Das ausgefüllte Formblat t u n d die Papier-
hülle müssen von der Person, die sie betreffen,
mit V o r - und Zunamen und Adresse unterfertigt
sein.

(7) In Wien sind die ausgefüllten Formblät ter
für jeden Gemeindebezirk gesondert zu sam-
meln; in den anderen Gemeinden, die in Bezirke
untergeteilt sind, kann der Bürgermeister diesen
Vorgang anordnen.

(8) Die ausgefüllten Formblät ter sind nach dem
Alphabet oder nach Straßenzügen, Haus- und
Wohnungsnummern zu o rdnen und mit fortlau-
fender N u m m e r n zu versehen.

§ 17. (1) Aus den so erfaßten Personen [§ 16,
Abs. (8)] ist von der Gemeindekommission
oder Gemeindebezirkskommission ein Verzeich-
nis (Gemeindeliste oder Gemeindebezirksliste)
anzulegen.

(2) In Wien ist für jeden Gemeindebezirk
eine Kommission (Gemeindebezirkskommission)
einzusetzen, die aus dem Bezirksvorsteher oder
seinem Stellvertreter als Vorsitzendem und min-
destens sechs Vertrauenspersonen besteht.

(3) In den anderen Gemeinden ist eine Kom-
mission (Gemeindekommission) einzusetzen, die
aus dem Bürgermeister oder seinem Stellver-
t re ter als Vorsi tzendem und mindestens sechs
Vertrauenspersonen besteht. Ist jedoch die Ge-
meinde in Bezirke untergeteilt, so kann der
Bürgermeister die Bildung von Gemeindebezirks-
kommissionen [Abs. (2)] verfügen.

(4) Für die Gemeindebezirkskomissionen und Ge-
meindebezirkskommissionen gelten die Bestim-
mungen des § 5, Abs. (3) bis (5).

§ 18. (1) In das alljährlich spätestens im O k -
tober anzulegende Verzeichnis [§ 17, Abs. (1)]
ist im ersten Jahre jede vierte, im zweiten jede
dri t te , im dr i t t en jede zweite de r in den ge-
ordneten Formblät tern [§ 16, Abs. (8)] einge-
tragenen Personen unte r gleichzeitiger Entnah-
me ihrer Formblät ter und im vierten Jahre jede
der in den verbliebenen Formblät tern einge-
tragenen Personen aufzunehmen. Dabei sind je-
weils die Formblät ter v o n Personen, die nach
dem Inhalte der Formblät ter oder nach den
zur Verfügung stehenden Überprüfungsbehelfen
die Voraussetzungen z u m Schöffenamte (§§ 1
bis 3) nicht erfüllen, zu übergehen und end-
gültig auszuscheiden.

(2) Der Kommission obliegt auch die nach
§13, Abs. (2), de r Bezirkskommission zufal-
lende Aufgabe. Auch sie ist nicht gehalten, die
Auswahl der zum Schöffenamte besonders ge-
eigneten Personen fortzusetzen, wenn die Zahl
der Ausgewählten zwei vom H u n d e r t de r in
den geordneten Formblät tern [§ 16, Abs. (8)]
im Erfassungsjahr eingetragenen Personen er-
reicht hat .

(3) Das Verzeichnis kann auch in Karteiform
angelegt werden.

(4) Die Reihung der in das Verzeichnis aufzu-
nehmenden Personen kann alphabetisch oder
nach Straßenzügen, Haus- und Wohnungsnum-
mern erfolgen.

§ 19. Das Verzeichnis [§ 17, Abs. (1)] m u ß
den Anforderungen des § 6 entsprechen.

§ 20. (1) Das Verzeichnis (Gemeindeliste oder
Gemeindebezirksliste) ist vom Bürgermeister,
wenn es für einen Gemeindelbezirk angelegt ist,
vom Bezirksvorsteher nach den Weisungen des
Bürgermeisters in einem allgemein zugänglichen
Raum der Gemeinde acht Tage hindurch zu
jedermanns Einsicht aufzulegen. Die Auflegung
des Verzeichnisses ist vorher in ortsüblicher
Weise kundzutun . Die Kundmachung hat eine
Belehrung über das Einspruchsrecht zu ent-
halten.
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(2) Jeder eigenberechtigte Staatsbürger kann in
der Auflegungsfrist wegen Eintragung von Per-
sonen, die nach diesem Bundesgesetze zum Schöf-
fenamte unfähig sind (§§ 1 bis 2) oder nicht
berufen werden dürfen (§ 3), schriftlich oder
zu Protokoll Einspruch erheben. In gleicher
Weise können Befreiungsgründe nach § 4, Z. 3,
geltend gemacht werden.

(3) Die Vorschriften des § 9 finden mit der
Maßgabe Anwendung, daß sie auch für die Ge-
meindebezirkskommission gelten und die Be-
schwerde gegen deren Entscheidungen beim Be-
zirksvorsteher einzubringen ist.

§ 2 1 . (1) In Wien legen die Bezirksvorsteher
die fertiggestellten Gemeindebezirkslisten mit
allen Schriftstücken, die sich auf die Einsprüche
und die Geltendmachung von Befreiungsgrün-
den beziehen, dem Bürgermeister vor, der sie
unter Anschluß des P r o t o k o l l s über die Wahl
der Vertrauenspersonen an den Präsidenten des
Landesgerichtes für Strafsachen Wien leitet.

(2) Der gleiche Vorgang ist von den Bezirks-
vorstehern anderer in Bezirke untergeteilten
Gemeinden! einzuhalten, wenn für jeden Ge-
meindebezirk ein Verzeichnis (Gemeindebezirks-
liste) angelegt worden ist. Der Bürgermeister
einer solchen Gemeinde übersendet das V e r -
zeichnis samt Zubehör dem Präsidenten des die.
allgemeine Gerichtsbarkeit in Strafsachen aus-
übenden Gerichtshofes erster Instanz, zu dessen
Sprengel seine Gemeinde gehört .

(3) In gleicher Weise verfährt der Bürger-
meister der Gemeinde, in de r ein einheitliches
Verzeichnis (Gemeindeliste) angelegt worden ist.

Gemeinsame Bestimmungen zu a und b .

§ 22. Die Gerichte haben von Entmündigungs-
bescheiden, von Beschlüssen auf Entziehung der
väterlichen Gewalt und von der. Aufhebung
dieser Verfügungen, von der Eröffnung und
Beendigung eines Konkurs- oder Ausgleichsver-
fahrens sowie von in Rechtskraft erwachsenen
Straf urteilen wegen eines Verbrechens, Vergehens
oder einer der im § 2, Abs. (1), Z. 8, lit. a
bis g, bezeichneten Übertretungen, wenn die
betroffene Person österreichischer Staatsbürger
ist und das 30. Lebensjahr erreicht hat , den Bür-
germeister ihres Wohnor tes un t e r Berufung auf
diese Gesetzesstelle zu verständigen.

§ 23 . Die Verzeichnisse (Gemeindelisten oder
Gemeindebezirkslisten) aller Gemeinden eines
die allgemeine Gerichtsbarkeit in Strafsachen aus-
übenden Gerichtshofes erster Instanz bilden in
ihrer Gesamtheit die Urliste dieses Gerichtshofes.

§ 24. Jede der an der Bildung der Urliste
mitwirkenden Kommissionen (Gemeindekom-
mission, Gemeindebezirkskommission, Bezirks-
kommission) ist beschlußfähig, wenn außer dem
Vorsitzenden mehr als die Hälfte der Ver-

trauenspersonen oder deren Stellvertreter an-
wesend sind.

III. B i l d u n g d e r J a h r e s l i s t e .

§ 25. (1) Der Präsident des Gerichtshofes beruft
eine Kommission, die spätestens im November
jedes Jahres die Jahresliste für den Gerichtshof
zusammenstellt.

(2) Die Kommission besteht außer dem Prä-
sidenten oder seinem Stellvertreter als Vor-
sitzendem aus drei Richtern, die den Räten des
Gerichtshofes oder den Vorstehern der Bezirks-
gerichte en tnommen werden, und aus mindestens
fünf Vertrauenspersonen.

(3) Die Richter werden vom Präsidenten des
Gerichtshofes bestimmt. Die Vertrauenspersonen
werden von der Landesregierung des Bundes-
landes (Stadtsenat Wien) bestellt, in dem der
Gerichtshof seinen Sitz hat . Sie werden in Wien
aus den Gemeindebezirkskommissionen, ansonsten
aus den Gemeindekommissionen innerhalb des
Gerichtshofsprengeis so ausgewählt, d a ß jede
Wählergruppe, die für. die Wahlen in die Ge-
meindebezirkskommissionen oder Gemeinde-
kommissionen Bewerber aufgestellt hat , dem
Kräfteverhältnis der Wählergruppen im Land-
tage (Gemeinderate Wien) entsprechend vertre-
ten ist. Auf jede im Nat ionalra t oder im zu-
ständigen Landtag vertretene Partei hat minde-
stens eine Vertrauensperson zu entfallen, wenn
sie in einer Bezirkskommission (§ 13) oder einer
Gemeindekommission, beziehungsweise Gemein-
debezirkskommission (§ 17) ver t re ten ist.

(4) Für jede Vertrauensperson ist ein der-
selben Wählergruppe angehöriger Ver t re ter zu
bestimmen, der an ihre Stelle zu t re ten hat,
wenn sie ausfällt oder sich der Erfüllung ihrer
Aufgabe entzieht .

(5) Fallen eine Vertrauensperson u n d ihr Stell-
vertreter aus, so findet die Vorschrift des § 13,
Abs. (4), Anwendung.

(6) Die Kommission entscheidet mi t Stim-
menmehrhei t . Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Gegen
ihre Entscheidungen ist eine Beschwerde nicht
zulässig.

(7) Die Namen der Vertrauenspersonen sind
dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes anzu-
zeigen.

§ 26. Der Präsident des Gerichtshofes ver-
ständigt von der Sitzung der Kommission recht-
zeitig den Landeshauptmann, in Wien den Bür-
germeister wegen Entsendung eines Abgeord-
neten. Dieser hat nur beratende Stimme.

§ 27. (1) Die Kommission entscheidet vorerst
über die in den Verzeichnissen vorgemerkten
Beschwerden (§ 9).
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(2) Sind Personen wider das Gesetz übergangen
worden, so veranlaßt sie ihre Eintragung; sind
Personen zu Unrecht ins Verzeichnis aufgenom-
men worden, so verfügt sie ihre Streichung.

(3) Verfügungen nach Abs. (2) sind vom Präsi-
denten des Gerichtshofes den Beteiligten und
dem Bürgermeister der Gemeinde mitzuteilen,
der die Beteiligten angehören.

§ 28. Wenn bei Bezirksgerichten des Gerichts-
hofsprengeis regelmäßig Schöffengerichtsverhand-
lungen abgehalten werden, so sondert der Prä-
sident des Gerichtshofes die Verzeichnisse der
zum Sprengel dieser Bezirksgerichte gehörigen
Gemeinden ab.

§ 29. (1) Die Kommission stellt aus den — nach
allfälliger Absonderung gemäß § 28 verblie-
benen — Verzeichnissen unter Bevorzugung der
in ihnen als besonders geeignet bezeichneten Per-
sonen die Jahresliste des Gerichtshofes zu-
sammen.

(2) Die Jahresliste besteht aus einer Haupt-
und einer Ergänzungsliste.

(3) In die Ergänzungsliste sind nur Personen
aufzunehmen, die am Sieze des Gerichtshofes
oder in dessen nächster Umgebung wohnen.

(4) In die Hauptliste sollen mindestens um die
Hälfte mehr Personen aufgenommen werden, als
nach der voraussichtlichen Anzahl von Verhand-
lungen vor den Volks-, Schwur- und Schöffen-
gerichten erforderlich sind, wenn jeder Schöffe
nur an fünf Verhandlungstagen zum Dienste
herangezogen wird.

(6) Die Zahl der in die Ergänzungsliste ein-
getragenen Personen soll ungefähr einem Viertel
der Zahl der in die Hauptliste aufgenommenen
entsprechen.

(6) Nach den Vorschriften der Abs. (1) bis (5)
stellt die Kommission aus den abgesonderten Ver-
zeichnissen (§ 28) auch die besonderen Jahres-
listen für die Bezirksgerichte zusammen, bei
denen regelmäßig Schöffengerichtsverhandlungen
abgehalten werden.

(7) Ober die Sitzung der Kommission ist ein
Protokoll aufzunehmen.

IV. B i l d u n g d e r D i e n s t l i s t e .

§ 30. (1) Aus der Jahresliste (Haupt- und Er-
gänzungsliste) bildet der Präsident des Gerichts-
hofes womöglich in der ersten Woche eines jeden
Monates für den folgenden Monat durch Aus-
losen in öffentlicher Sitzung die Dienstliste der
Schöffen, die ebenfalls aus einer Haupt- und
einer Ergänzungsliste besteht.

(2) Die ausgelosten Haupt- und Ergänzungs-
schöffen sind in der Reihenfolge der Auslosung
in die Haupt- und in die Ergänzungsliste ein-
zutragen.

(3) Jeder Schöffe darf nur in eine Liste (Haupt-
oder Ergänzungsliste) aufgenommen werden.

(4) Die Vorschriften des § 29, Abs. (4), gelten
auch für die Dienstliste.

(5) Der Präsident des Gerichtshofes kann,
wenn dieser Vorgang zweckmäßig erscheint, die
Dienstliste auch für einen längeren, aber drei
Monate nicht übersteigenden Zeitraum anlegen.

(6) In derselben Sitzung sind auch die all-
fälligen besonderen Dienstlisten für die Bezirk-
gerächte im Gerichtshofsprengel, bei denen regel-
mäßig Schöffengerichtsverhandlungen abgehalten
werden, aus den für sie zusammengestellten
Jahreslisten (§§ 28, 29) zu bilden.

(7) Ober die Vorgänge in der Sitzung ist ein
Protokoll aufzunehmen.

§ 31..(1) Von der Sitzung zur Bildung der
Dienstliste sind der Staatsanwalt und die Rechts-
anwaltskammer rechtzeitig zu benachrichtigen.

(2) Der Staatsanwalt und der Vertrater der
Rechtsanwaltskammer können in der Sitzung ge-
gen die Aufnahme einer ausgelosten Person in
die Dienstliste Einspruch erheben, weil ein U m -
stand vorliege, der die ausgeloste Person zur
Ausübung des Schöffenamtes unfähig oder ihre
Berufung zu diesem Amt unzulässig macht (§§ 1
bis 3), oder weil ihr wegen ihres bescholtenen
Lebenswandels oder ihres nicht einwandfreien
staatsbürgerlichen Verhaltens die Eignung zu
diesem Amte fehle. Der Präsident hat nach
Durchführung der notwendigen Erhebungen mit
möglichster Beschleunigung die Entscheidung der
Ratskammer über den Einspruch einzuholen.

(3) In gleicher Weise hat der Präsident des
Gerichtshofes von Amts wegen vorzugehen,
wenn ihm auf andere Weise Umstände bekannt
werden, die einen Einspruch gegen die Auf-
nahme einer ausgelosten Person in die Dienst-
liste rechtfertigen würden.

(4) Erkennt die Ratskammer, daß eine ausge-
loste Person aus der Dienstliste zu streichen ist,
so ist diese Person auch aus der Jahresliste zu
streichen.

(5) Von den Entscheidungen der Ratskammer
ist in jedem Falle der Staatsanwalt, wenn aber
der Einspruch von dem Vertreter der Rechtsan-
waltskammer erhoben worden ist, auch diese
Stelle zu benachrichtigen; von der Streichung
aus der Dienst- und Jahresliste ist auch der Bür-
germeister der Gemeinde zu verständigen, in
der die ausgeschiedene Person wohnhaft ist.

(6) Gegen die Entscheidungen der Ratskammer
auf Grund der Abs. (2) und (3) ist ein Rechts-
mittel nicht zulässig; sie sind in der Dienstliste
und in der Jahresliste anzumerken.

§ 32. Wird eine Dienstliste vorzeitig er-
schöpft, so ist sie nach den für ihre Anlegung
geltenden Bestimmungen rechtzeitig zu ergänzen.
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V. B e n a c h r i c h t i g u n g von der Aus-
l o s u n g und E i n b e r u f u n g der

Schöf fen .

§ 33. (1) Die Schöffen (Hauptschöffen) sind in
der Reihenfolge der endgültigen Liste zum
Dienste an höchstens fünf Verhandlungstagen
heranzuziehen. Doch ist jeder Schöffe ver-
pflichtet, seine Tätigkeit bis zum Schluß einer
Verhandlung fortzusetzen, wenngleich sich ihre
Dauer über fünf Tage oder über den Monat oder
das Jahr hinaus erstreckt, in dem die Verhand-
lung begonnen hat, sofern diese sonst bloß
wegen der Änderung der Zusammensetzung des
Gerichtes wiederholt werden müßte.

(2) Ist ein Schöffe verhindert, der Ladung
Folge zu leisten, so hat er seiner Pflicht zu ge-
nügen, sobald das Hindernis behoben ist.

§ 34. (1) Die Hauptschöffen sind in der La-
dung zur ersten Hauptverhandlung . von ihrer
Auslosung in Kenntnis zu setzen. In dieser La-
dung sind ihnen womöglich auch schon die an-
deren Verhandlungstage bekanntzugeben, an de-
nen sie zum Dienst herangezogen werden sollen.
Die Ladung ist ihnen zu eigenen Handen und
tunlichst 14 Tage vor der ersten. Verhandlung
zuzustellen.

(2) In der Ladung sind die Schöffen über die
gesetzlichen Ausschließungs- und Ablehnungs-
gründe (§§ 67, 68, 70, 1. Satz, 71, 1. Satz, und
72, 2. Abs., StPO.) zu belehren. Sie sind aufzu-
fordern, falls solche Gründe bei ihnen vorliegen
oder eintreten sollten, dies sofort dem Gerichte
anzuzeigen. Ferner sind sie zum pünktlichen
Erscheinen aufzufordern und auf die Folgen des
Ausbleibens aufmerksam zu machen.

§ 35. (1) Die Ergänzungsschöffen sind min-
destens 14 Tage vor dem Beginn des Zeitraumes,
für den sie ausgelost sind, von ihrer Auslosung
in Kenntnis zu setzen. Zugleich sind sie im Sinne
des § 34, Abs. (2), zu belehren. Die Nachricht ist
ihnen zu eigenen Handen zuzustellen.

(2) Die Ergänzungsschöffen sind zum Dienst
heranzuziehen, wenn eine außerordentliche Ver-
handlung (Sitzung) beim Gerichtshöfe erster In-
stanz als Schwurgericht, Schöffengericht oder
Volksgericht anberaumt werden m u ß , zu der
die Hauptschöffen nicht rechtzeitig geladen wer-
den können, oder wenn eine Hauptverhandlung
vertagt werden m ü ß t e , weil ein Hauptschöffe
der Ladung keine Folge geleistet ha t oder aus
einem anderen Grunde an der Verhandlung nicht
teilnahmen kann.

(3) Bei Berufung der Ergänzungsschöffen ist
die Reihenfolge der Ergänzungslisten einzuhal-
ten; es können jedoch die nicht in der unmit te l -
baren Nähe des Gerichtes wohnenden Ergän-
zungsschöffen übergangen werden, wenn durch
ihre Berufung die Verhandlung verzögert
würde.

VI. Nachträgliche Berücksichti-
gung von Befreiungsgründen.

§ 36. (1) Ober Befreiungsgesuche, die erst nach
Ablauf der Einspruchsfrist [§ 7, Abs. (2) und
§ 20, Abs. (2)] oder nach Ablieferung des aus-
gefüllten Formblattes eingebracht werden [§ 16,
Abs. (4), Z. 3], entscheidet der Präsident des Ge-
richtshofes erster Instanz. Solche Gesuche dürfen
nur berücksichtigt werden, wenn die Ta t -
sachen, die die Befreiung rechtfertigen, erst nach
Ablauf der Einspruchsfrist eingetreten oder dem
Schöffen bekanntgeworden sind. Sie sind als un-
zulässig zurückzuweisen, wenn sie später als drei
Tage nach der Benachrichtigung des Schöffen
von seiner Aufnahme in die Dienstliste einge-
bracht werden. Ist ein Befreiungsgrund erst
später entstanden oder dem Schöffen bekannt
geworden, so ist die dreitägige Frist von diesem
Zei tpunkt an zu rechnen.

(2) Der Präsident des Gerichtshofes erster In-
stanz hat von seiner Entscheidung den Gesuch-
steller in Kenntnis zu setzen. Gegen die Ent -
scheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

(3) Gibt der Präsident einem Befreiungsgesuch
statt, so ist die befreite Person aus der Jahres-
liste und , wenn sie bereit« in einer Dienstliste
eingetragen ist, auch aus dieser Liste zu streichen.
Von dieser Entscheidung ist de r Bürgermeister
der Gemeinde in Kenntnis z u setzen, in der die
befreite Person wohnhaft ist.

VII . M a ß n a h m e n g e g e n P f l i c h t v e r -
l e t z u n g e n d e r Schöf fen .

§ 37. (1) Schöffen, die ohne ein unabwendbares
Hindernis zu bescheinigen, von einer Verhand-
lung oder Sitzung ausbleiben oder sich in an-
derer Weise ihren Obliegenheiten entziehen,
werden vom Gerichtshof erster Instanz zum Er-
satz der Kosten der vereitelten oder ergebnis-
los verlaufenen Verhandlung (Sitzung) und zu
einer Ordnungsstrafe bis zu 1000 S verurteilt.

(2) Gegen ein solches Erkenntnis kann der Ver-
urteilte binnen acht Tagen nach der Zustellung
beim Gerichtshofe Einspruch erheben und unte r
genügender Bescheinigung, daß ihm die Vorla-
dung nicht gehörig zugestellt worden sei oder
daß ihn ein unvorhergesehenes u n d unabwend-
bares Hindernis v o m Erscheinen abgehalten habe
ode r d a ß der ihm auferlegte Kostenbetrag oder
die ausgesprochene Strafe nicht im richtigen Ver-
hältnis zu seiner Versäumnis stehe, um die Auf-
hebung des Erkenntnisses oder Minderung des
Kostenbetrages oder der Strafe ansuchen.

(3) Gegen die Entscheidung ist ein Rechtsmittel
nicht zulässig.

(4) H a t sich ein Schöffe in anderer Weise als
durch ungerechtfertigtes Ausbleiben seinen Ob-
liegenheiten entzogen, so kann der Gerichtshof
neben de r Ordnungsstrafe auf seine Aus-
schließung von der weiteren Dienstleistung und
auf seine Streichung aus der Jahresliste erkennen
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Gegen diesen Ausspruch ist ein Rechtsmittel
nicht zulässig.

VIII. G e l t e n d m a c h u n g d e s Be-
f r e i u n g s g r u n d e s n a c h § 4, Z. 4.

§ 38. Hat ein Schöffe seiner Dienstpflicht Ge-
nüge geleistet, so ist dies in der Jahresliste an-
zumerken. Die Schöffen sind nach Beendigung
ihrer Dienstleistung vom Vorsitzenden zu be-
fragen, ob sie ihre Befreiung vom Schöffenamt
bis zum Ende des nächsten Kalenderjahres (§ 4,
Z. 4) verlangen. Die Namen der Schöffen, die
diesen Befreiungsgrund geltend machen, sind in
der Jahresliste durchzustreichen und dem Bürger-
meister der Gemeinde mitzuteilen, in deren Ver-
zeichnis sie aufgenommen waren.

IX. S t r e i c h u n g e i n e s S c h ö f f e n
aus d e r D i e n s t l i s t e n a c h s e i n e r
B e n a c h r i c h t i g u n g v o n d e r Aus-

l o s u n g .
§ 39. (1) Wird ein Hauptschöffe, der von seiner

Auslosung bereits in Kenntnis gesetzt worden
ist, nachträglich aus der Dienstliste gestrichen
[§ 31, Abs. (3) und (4), § 36, Abs. (3), § 37,
Abs. (4)], so ist er davon mit dem Beifügen zu
benachrichtigen, daß seine Ladung widerrufen
wird. Diese Nachricht ist ihm zu eigenen Handen
zuzustellen. Gleichzeitig ist an seiner Stelle der
in der Reihenfolge der Dienstliste nachfolgende,
noch nicht geladene Hauptschöffe oder, wenn
die Voraussetzungen des § 35, Abs. {2), vorliegen,
ein Ergänzungsschöffe zur Dienstleistung heran-
zuziehen [§ 35, Abs. (3)].

(2) Wird ein Ergänzungsschöffe, der von sei-
ner Auslosung bereits in Kenntnis gesetzt wor-
den ist, nachträglich aus der Ergänzungsliste ge-
strichen, so ist er hievon zu eigenen Handen zu
benachrichtigen und zur Dienstleistung der
nächste Ergänzungsschöffe [§ 35, Abs. (3)] heran-
zuziehen.

X. E n t h e b u n g e i n e s S c h ö f f e n v o n
d e r D i e n s t l e i s t u n g an b e s t i m m -

t e n V e r h a n d l u n g s t a g e n .

§ 40. (1) Der Präsident des Gerichtshofes erster
Instanz kann einen in die Dienstliste aufge-
nommenen Schöffen auf sein Ansuchen aus er-
heblichen Gründen von der Dienstleistung an
bestimmten Verhandlungstagen entheben. Gegen
die Entscheidung des Präsidenten über ein Ent-
hebungsgesuch ist ein Rechtsmittel nicht zu-
lässig.

(2) Für die Heranziehung eines Schöffen an
Stelle des enthobenen gelten dem Sinne nach die
Bestimmungen des § 39.

XL G e b ü h r e n d e r S c h ö f f e n u n d
V e r t r a u e n s p e r s o n e n .

§ 41. Inwieferne Schöffen und Vertrauensper-
sonen der in diesem Gesetze vorgesehenen Kom-

missionen Anspruch auf Gebühren haben, wird
durch besondere gesetzliche Vorschriften ge-
regelt.

B. Jugendschöffenlisten.

I. B e r u f u n g z u m S c h ö f f e n a m t in
J u g e n d s a c h e n .

§ 42. (1) Für die Berufung zum Schöffenamt
in Jugendsachen gelten die Bestimmungen der
§§ 1, 2, 3, Z. 1 bis 3 und Z. 5 bis 7, sowie
des § 4.

(2) Die Jugendschöffen sollen insbesondere den
Kreisen der Personen en tnommen werden, die
im Lehrberufe, als Erzieher oder in der öffent-
lichen oder privaten Jugendfürsorge tätig sind
oder tätig gewesen sind (S 22 JGG.) .

II. B i l d u n g d e r J a h r e s l i s t e .

§ 43. (1) Spätestens im September jedes Jahres
holt der Präsident des Jugendgerichtshofes in
Wien zur Bildung der Schöffenjahresliste für
Jugendsachen Vorschläge vom Stadtschulrat in
Wien als Landesschulbehörde, vom Wiener
städtischen Jugendamt, vom Landesschulrat für
Niederösterreich, vom niederösterreichischen
Landesjugendamt, von den Abteilungen für
Schulangelegenheiten und soziale Verwaltung der
burgenländischen Landesregierung, von den mit
Jugendsachen befaßten Bezirksgerichten, von der
Geschäftsstelle der Wiener Jugendgerichtshilfe
und vom Fürsorgeamt der Polizeidirektion
Wien ein.

.(2) Spätestens im September jedes Jahres holen
ebenso die Präsidenten der mit Jugendsachen be-
faßten übrigen Gerichtshöfe erster Instanz zur
Bildung der Schöffenjahresliste für Jugendsachen
Vorschläge von der Landesschulbehörde (dem
Landesschulrat), dem Landesjugendamte, den
mit Jugendsachen befaßten Bezirksgerichten,
wenn sich am Sitze des Gerichtshofes ein städti-
sches Jugendamt befindet, auch von diesem und
allenfalls noch von anderen durch Verordnung
zu bezeichnenden Stellen ein.

(3) Jeder Stelle, von der Vorschläge eingeholt
werden, ist bekanntzugeben, wieviel Personen in
die Schöffenjahresliste für Jugendsachen, am Sitze
eines Gerichtshofes zweiter Instanz einschließ-
lich der für diesen erforderlichen Jugendschöf-
fen, aufzunehmen sind u n d welche Stellen sonst
noch um Vorschläge ersucht werden.

(4) Die Vorschläge haben die im ersten Satze
des § 6 bezeichneten Angaben zu enthalten.

§ 44. (1) Die Jahresliste wird von Kommissio-
nen zusammengestellt, die aus dem Präsidenten
des mi t Jugendsachen befaßten Gerichtshofes
erster Instanz oder seinem Stellvertreter als Vor-
sitzendem und je einem Vert re ter der nicht zu
den Justizbehörden gehörigen Stellen bestehen,
von denen Vorschläge einzuholen sind.
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(2) Die Kommissionen entscheiden mi t Stim-
menmehrhei t . Sie sind beschlußfähig, wenn außer
dem Vorsitzenden mindestens zwei Vertrauens-
personen anwesend sind.

§ 45. (1) Bei der Bildung der Jahresliste der
Jugendschöffen finden die Vorschriften des § 29,
Abs. (2) bis (5) u n d (7), sinngemäß Anwendung.

(2) Die Jahresliste der Jugendschöffen ist vor
der allgemeinen Jahresliste zu bilden. Dar in auf-
genommene Personen dürfen in die allgemeine
Jahresliste nicht eingetragen werden. Sind sie
in der Urliste enthalten, so ist in dieser die
Aufnahme in die Jugendschöffenliste zu ver-
merken.

(3) Der Präsident des Jugendgerichtshofes in
Wien hat die Jahresliste der Jugendschöffen ohne
Verzug dem Präsidenten des Landesgerichtes für
Strafsachen Wien zu übersenden.

§ 46. (1) Bei den mi t Jugendsachen befaßten
Gerichtshöfen erster Instanz am Sitze eines Ge-
richtshofes zweiter Instanz ist auch eine beson-
dere Jahresliste von Jugendschöffen für den Ge-
richtshof zweiter Instanz zusammenzustellen.

(2) Die Anzahl der in diese Liste aufzuneh-
menden Personen ha t der Präsident des Gerichts-
hofes, dem die Bildung der Liste obliegt, noch
vor Einholung der Vorschläge durch Anfrage
beim Präsidenten des Oberlandesgerichtes fest-
zustellen.

§ 47. Jugendschöffen können auch an mehr als
fünf Verhandlungstagen im Jahr zum Dienst
herangezogen werden, gegen ihren Willen jedoch
nicht öfter als an zwanzig Verhandlungstagen.

III. B i l d u n g d e r D i e n s t l i s t e .

§ 48. (1) Für die Bildung der Dienstliste für
Jugendschöffen bei den Gerichtshöfen erster In-
stanz gelten die allgemeinen Vorschriften; es
kann jedoch diese Dienstliste auch für das ganze.
Jahr angelegt werden.

(2) Die Dienstliste der Jugendschöffen für den
Gerichtshof zweiter Instanz ist spätestens im
Dezember für das ganze folgende Jahr vom
Präsidenten des mi t Jugendsachen befaßten Ge-
richtshofes erster Instanz nach den allgemeinen
Vorschriften zu bilden.

(S) Die Bestimmungen der §§ 33 bis 41 finden
dem Sinne nach Anwendung.

(4) Bei der Heranziehung der Jugendschöffen
zum Dienste m u ß von der Reihenfolge der
Liste soweit abgewichen werden, als es die Vor-
schriften über die Zusammensetzung des Ge-
richtes (.§ 22 JGG.) erheischen.

(5) Die Bestimmungen der §§ 36 bis 38 und 40
gelten sinngemäß auch für den Gerichtshof, zwei-
ter Instanz und seinen Präsidenten.

(6) In der Ladung sind die Jugendschöffen des
Gerichtshofes zweiter Instanz auch über den im

§ 69, Z. 2, StPO. bezeichneten Ausschließungs-
grund zu belehren.

C. Verwendung der Geldstrafen.

§ 49. Die Bestimmungen des § 7 StPO. gelten
auch für die auf Grund dieses Bundesgesetzes
verhängten Ordnungsstrafen.

D . Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 50. (1) Mit dem Inkraft t reten dieses Bun-
desgesetzes verlieren alle denselben Gegenstand
betreffenden Gesetze u n d Verordnungen, so-
weit sie noch in Geltung sind, ihre Wirksam-
keit. Dies gilt insbesondere vom Gesetz vom
26. Juni 1945, St. G. Bl. N r . 30, über die Bil-
dung vorläufiger Schöffenlisten in der Fassung
des Bundesgesetzes vom 16. Mai 1946, B. G. Bl.
N r . 86, womit die Geltungsdauer des Gesetzes
über die Bildung vorläufiger Schöffenlisten ver-
längert wird (Schöffenlistengesetznovelle).

(2) Bis z u m Abschlusse der Listenbildung nach
den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes
sind jedoch die nach dem bisherigen Rechte ge-
bildeten Schöffenlisten zu verwenden und, falls
sie vo r diesem Zei tpunkte erschöpft werden,
auf die bisherige Weise zu ergänzen.

§ 51 , (1) Mit der erstmaligen Bildung der Ur-
listen auf Grund dieses Bundesgesetzes ist. ohne
Verzug nach seinem Inkraft treten zu beginnen.

(2) Die erstmalige Listenbildung (Urlisten,
Jahreslisten u n d Dienstlisten) ist binnen drei
Monaten zum Abschluß zu bringen.

(3) Die ersten auf Grund dieses Bundesgesetzes
gebildeten Jahreslisten gelten für den Rest des
Jahres 1946 und für das Jahr 1947.

(4) Die Befreiung vom Schöffenamte nach § 4,
Z. 3, anläßlich der erstmaligen Listenbildung auf
G r u n d dieses Bundesgesetzes erfolgt für den im
Abs. (3) bezeichneten Zeitraum.

§ 52. Soweit in Gesetzen und Verordnungen
auf die Vorschriften des Gesetzes vom 23. Mai
1873, R. G. Bl. N r . 121, betreffend die Bildung
der Geschwornen- u n d Schöffenlisten verwiesen
wird, t reten am deren Stelle die entsprechenden
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

§ 53. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Inneres und den sonst beteiligten Bundesmini-
sterien bet raut .

Renner
Figl Gerö Helmer
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1 3 6 . Bundesgesetz vom 13. Juni 1946, wo-
mit Vorschriften über den Gebührenan-
spruch der Schöffen und Vertrauenspersonen
erlassen und die Bestimmungen der Straf-
prozeßordnung über den Gebührenanspruch
der Zeugen, Sachverständigen und Dolmetsche
im Strafverfahren ergänzt werden (Gebühren-

anspruchsgesetz — Geb. A. G.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I.

Gebührenanspruch der Schöffen und Vertrauens-
personen.

§ 1. (1) Die Bestimmungen des § 383, Abs. (1),
StPO., betreffend den Anspruch der Zeugen im
Strafverfahren auf Ersatz der notwendigen
Reise(Fahrt)auslagen und Aufenthaltskosten so-
wie auf Entschädigung für Zeitversäumnis gel-
ten sinngemäß auch für die Schöffen und für die
Vertrauenspersonen in den nach dem Bundes-
gesetz vom 13. Juni 1946, B. G. Bl. Nr. 135,
über die Bildung der Schöffenlisten (Schöffen-
listengesetz) zur Bildung der Jahresliste bei den
Gerichtshöfen erster Instanz berufenen Kom-
missionen.

(2) Der Anspruch ist bei sonstigem Verlust
binnen 14 Tagen nach Beendigung der Dienst-
leistung geltend zu machen. Er steht nur Schöffen

und Vertrauenspersonen zu die ihren Obliegen-
heiten nachgekommen sind.

(3) Der Gebührenanspruch der Vertrauens-
personen in den im Schöffenlistengesetz [Abs. (1)]
zur Bildung der Urlisten vorgesehenen Ge-
meinde- und Bezirkskommissionen wird durch
Verordnung geregelt.

A r t i k e l II.

Reise- und Aufenthaltskosten der Schöffen und
Vertrauenspersonen sowie der Zeugen, Sachver-
ständigen und Dolmetsche im Strafverfahren.

§ 2. (1) Als notwendige Reise(Fahrt)auslagen
gelten:

a) der Fahrpreis der niedrigsten Fahrklasse
des vom Wohnort zum Orte der Verwen-
dung oder Vernehmung und umgekehrt
benützten Massenbeförderungsmittels
(Eisenbahn, Straßenbahn, Post, Autobus,
Stellwagen, Dampfboot u. dgl.), für Per-
sonen, die im Genusse einer Fahrbegünsti-
gung stehen, der ermäßigte Fahrpreis;

b) bei Benützung einer Eisenbahn-, Autobus-
oder Schiffsverbindung auch der Fahrpreis
oder ermäßigte Fahrpreis (lit. a) des von
der Wohnung zur nächstgelegenen Station
und umgekehrt benützten Massenbeför-
derungsmittels; steht ein solches nicht zur
Verfügung,

c) das tarifmäßige oder ortsübliche Entgelt
für Fuhrwerk oder nach den örtlichen Ver-
hältnissen für ein Tragtier, jedoch nur
unter der Voraussetzung, daß die Entfer-
nung zwischen Wohnung und Station sechs
Kilometer übersteigt oder daß die persön-
lichen Verhältnisse des Anspruchsberech-
tigten (körperliche Unzulänglichkeit in-
folge Alters, Krankheit usw.) oder äußere
Umstände (Unwetter, schwierige Wegver-
hältnisse, Dringlichkeit u. ä.) die Benüt-
zung eines Fuhrwerkes oder Tragtieres,
rechtfertigen;

d) unter den gleichen Voraussetzungen (lit. c)
das tarifmäßige oder ortsübliche Entgelt
für die Beförderung mittels Fuhrwerks
oder Tragtieres vom Wohnort an den Ort
der Verwendung oder Vernehmung und
zurück;

e) der Fahrpreis (ermäßigte Fahrpreis) des
innerhalb des Ortes der Verwendung oder
Vernehmung benützten Massenbeförde-
rungsmittels (zum Beispiel Straßenbahn in
Wien).

(2) W o mehrere Gattungen von Fuhrwerken
zur Verfügung stehen, sind die Kosten der billig-
sten Fahrgelegenheit zu ersetzen, die nach den
Umständen benützt werden konnte.

(3) Haben mehrere Anspruchsberechtigte zu-
sammen ein Fuhrwerk benützt [Abs. (1), lit. c
und d] oder hätten sie nach den Umständen die-
selbe Fahrgelegenheit benutzen können, so ist je-
dem von ihnen nur der auf ihn entfallende Teil
des Fuhrlohnes zuzusprechen.

(4) Hat ein Anspruchsberechtigter unter den
Voraussetzungen des Abs. (1), lit. c oder d, sein
eigenes Fuhrwerk benützt und dadurch eine Er-
werbseinbuße erlitten, so gebührt ihm eine an-
gemessene Entschädigung, die jedoch den Betrag
nicht übersteigen darf, der ihm bei Benützung
eines Mietfuhrwerkes zuzusprechen wäre.

(5) Anspruchsberechtigten, die trotz einer Ent-
fernung von mehr als sechs Kilometer zwischen
ihrem Wohnort und dem Ort ihrer Verwendung
oder Vernehmung oder zwischen der Wohnung
und der nächstgelegenen Station der Eisenbahn-
oder Schiffsverbindung weder ein Massenbeför-
derungsmittel noch ein Fuhrwerk oder Tragtier
benützen konnten, gebührt eine Wegentschädi-
gung für jeden Kilometer, deren Höchstgrenze
das jeweilige Kilometergeld für Dienstgänge der
öffentlichen, Angestellten bildet.

(6) Tritt in den Verhandlungen des Schöffen-
gerichtes, Schwurgerichtes oder Volksgerichtes
eine längere Pause ein, so sind jedem Schöffen,
der sich in dieser Zeit mit Erlaubnis des Vor-
sitzenden in seinen Wohnort begibt, die Kosten
der Heimreise und der Rückreise an den Gerichts-
ort zu vergüten, soweit sie die Aufenthalts-
kosten für die Tage seiner Abwesenheit nicht
übersteigen.
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§ 3. (1) Als notwendige Aufenthaltskosten gel-
ten:

a) der Mehraufwand für die Verköstigung,
wenn die durch die Reise und den Aufent-
halt am Ort der Verwendung oder Ver-
nehmung verursachte Abwesenheit von
seinem Wohnorte den Anspruchsberechtig-
ten zwingt, das Mittagessen anderswo als
an seinem regelmäßigen Speiseorte einzu-
nehmen;

b) Auslagen für die unvermeidliche Nächti-
gung während der Reise oder am Orte, der
Verwendung oder Vernehmung einschließ-
lich des Mehraufwandes für das Abend-
essen und das Frühstück.

(2) Bei Bestimmung der Vergütung für die
Aufenthaltskosten ist auf die örtlichen Verpflegs-
und Unterkunftsverhältnisse Bedacht zu nehmen.
Die Höchstgrenze der Vergütung bilden die je-
weiligen Tarifsätze. Maßgebend ist" nach Wahl
des Anspruchsberechtigten der am Orte der Ver-
wendung oder Vernehmung oder der an dem
Orte geltende Tarif, an dem der Anspruchs-
berechtigte das Mittagessen eingenommen oder
die Nacht zugebracht hat.

A r t i k e l III.

Andere Auslagen.
§ 4. (1) Sachverständigen gebührt auch der Er-

satz der ihnen sonst verursachten notwendi-
gen Auslagen (Kosten für die Vorbereitung des
Gutachtens, Vergütung für die bei der Unter-
suchung verbrauchten Stoffe u. dgl.).

(2). Für die Beistellung von Werkzeugen und
Geräten, die eine dauernde Verwendung zulassen,
gebührt keine besondere Entschädigung.

A r t i k e l IV.

Entschädigung für Zeitversäumnis.

A. S c h ö f f e n u n d V e r t r a u e n s -
p e r s o n e n .

§ 5. (1) Schöffen und Vertrauenspersonen er-
halten, wenn sie durch den mit ihrer Verwen-
dung verbundenen Zeitverlust einen empfind-
lichen Abbruch an ihrem täglichen Erwerb er-
leiden, an jedem Tag, an dem sie zur Verhand-
lung (Sitzung) erscheinen, ein Taggeld, dessen
Höhe sich nach dem jeweiligen Tarif bestimmt.

(2) Gebührt ihnen wegen ihrer Arbeitslosigkeit
kein Taggeld, so haben sie Anspruch auf Ersatz
der ihnen dadurch erwachsenen Mehrauslagen,
daß sie zufolge ihres Dienstes als Schöffen oder
Vertrauenspersonen das Mittagessen oder das
Abendessen außerhalb ihres regelmäßigen Speise-
ortes einnehmen mußten.

B. Z e u g e n .
§ 6. Als versäumt gilt die ganze Zeit, die vom

Verlassen der Wohnung oder der Arbeitsstätte
bis zur Rückkehr aufgewendet werden muß;

außerdem ist darauf Bedacht zu nehmen, wann
der Zeuge nach seiner Rückkehr die Arbeit
wieder aufnehmen kann.

§ 7. (1) Hat ein Zeuge aus Anlaß seiner Ver-
nehmung einen Stellvertreter zu bezahlen oder
Lohnabzüge zu erleiden, so ist ihm der Ersatz
dieser Beträge als Entschädigung für Zeitver-
säumnis zuzusprechen.

(2) Sonst erfolgt die Entschädigung für Zeit-
versäumnis nach ganzen und halben Tagen. In-
soweit ein bestimmter Betrag des Erwerbsent-
ganges, zum Beispiel durch Lohnzettel und ähn-
liches, nachgewiesen wird, ist stets der volle Be-
trag des Entganges zu vergüten. In allen anderen
Fällen ist der Tarif maßgebend.

§ 8. (1) Der Gebührenansprach nach Artikel II
und IV steht dem Zeugen auch zu, wenn er
auf gerichtliche Ladung zur Beweisaufnahme er-
schienen, aber vor seiner Vernehmung wieder
entlassen worden ist.

(2) Er steht auch der Begleitperson zu, wenn
ihrer der Zeuge wegen seines jugendlichen Al-
ters oder wegen seiner körperlichen Gebrechen
bedurfte.

C. G e m e i n s a m e B e s t i m m u n g e n f ü r
S c h ö f f e n , V e r t r a u e n s p e r s o n e n

u n d Z e u g e n .
§ 9. Im übrigen ist die Zulässigkeit der Ent-

schädigung für Zeitversäumnis nach der Lebens-
stellung und den Vermögensverhältnissen des
Schöffen, der Vertrauensperson oder des Zeugen
sowie nach seiner regelmäßigen Erwerbstätigkeit
zu beurteilen. Soweit nicht schon die Berufs-
oder Erwerbsverhäitnisse darüber sichere und
dem Gerichte bekannte Anhaltspunkte (bieten,
ist Vom Schöffen, von der. Vertrauensperson
oder vom Zeugen, der Entschädigung für Zeit-
versäumnis begehrt , eine Bescheinigung über den
regelmäßigen Erwerb und über den Betrag des
Erwerbsentganges au verlangen.

§ 10. (1) Die Bestimmung der Vergütung und
die wegen Auszahlung erforderlichen Verfügun-
gen obliegen dem mit diesen Geschäften betrau-
ten Beamten des Gerichtes.

(2) Sowohl der Anspruchsberechtigte als auch
der Staatsanwalt (das mi t d e n Verrichtungen
der Staatsanwaltschaft beim Bezirksgericht be-
traute Organ) können binnen drei Tagen nach
der Bestimmung der Gebühr die Entscheidung
des Gerichtes begehren. Zur Entscheidung ist der
Vorsteher des Gerichtes berufen. Gegen seine
Entscheidung ist kein Rechtsmittel zulässig.

(3) Die Gebühren sind dem Anspruchsbe-
rechtigten womöglich sogleich auszuzahlen oder
wenn dies nicht geschehen k a n n , kostenfrei zu
übermit teln.

(4) Das Begehren u m Entscheidung des Ge-
richtsvorstehers h e m m t die Auszahlung nur ,
wenn es unmit te lbar nach de r Bestimmung de r
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Gebühr gestellt wird. Zuviel ausbezahlte Be-
träge sind zurückzuerstatten.

(5) Die Gebühren sind aus dem Amtsverlage
des Gerichtes zu bestreiten.

D. S a c h v e r s t ä n d i g e .
§ 11. (1) Als versäumt gilt die Zeit, die der

Sachverständige außerhalb seiner Wohnung oder
gewöhnlichen Arbeitsstätte verbringen muß,
um seinen Obliegenheiten nachzukommen, aus-
genommen der Zeitraum, den er mit der als
Mühewaltung entlohnten Tätigkeit ausfüllt.

(2) Die Entschädigung für Zeitversäumnis ist
unter Berücksichtigung der Erwerbsverhältnisse
des Sachverständigen zu bemessen; die Höchst-
grenze ergibt sich aus dem Tarif.

(3) Ist mit der Zeitversäumnis für den Sach-
verständigen überhaupt kein Erwerbsentgang
verbunden, so gebührt ihm keine Entschädigung
für Zeitversäumnis.

A r t i k e l V.

Entlohnung der Sachverständigen für Mühe-
waltung.

§ 12. (1) Die Entlohnung für die Mühewaltung
ist unter Berücksichtigung des für die Leistung
selbst notwendigen Aufwandes an Zeit und
Mühe sowie unter Bedacht auf das für ähnliche
Leistungen sonst übliche Entgelt zu bestimmen.

(2) Bei der Bewertung der Leistung ist zu
unterscheiden, ob sich das Gutachten als wissen-
schaftliche oder künstlerische Leistung darstellt
oder etwa ganz besondere fachliche, namentlich
technische Kenntnisse voraussetzt, die nur durch
höhere Studien oder eine eingehende Schulung
oder Vorbildung erworben werden oder ob für
die Sachprüfung die gewöhnlichen handwerks-
mäßigen oder geschäftlichen Erfahrungen ge-
nügen, wie zum Beispiel bei der Bewertung von
gewöhnlichen Gebrauchsgegenständen. In Fällen
der letzteren Art hat der Sachverständige nur
Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäum-
nis. Sachverständigen, die eine Entschädigung
für Zeitversäumnis nicht begehren können [§ 11,
Abs. (3)], gebührt in solchen Fällen eine nach
Abs. (1) zu bemessende Entlohnung, die über
das Höchstmaß einer Entschädigung nach § 11,
Abs. (2), nicht hinausgehen darf.

§ 13. Werden einer Amtshandlung mehrere
Sachverständige beigezogen, so hat jeder von
ihnen Anspruch auf die vollen Gebühren.

§ 14. Mit Sachverständigen, die zur Erstattung
von Gutachten einer bestimmten Art allgemein
bestellt und beeidet sind, kann über die Sätze,
wonach für die mit ihren Verrichtungen ver-
bundenen Kosten und Auslagen Ersatz geleistet
und ihre Mühewaltung entlohnt werden soll, ein

Übereinkommen geschlossen werden. Dieses be-
darf der Genehmigung des Oberlandesgerichtes.

§ 15. (1) Die Gerichte haben die Beiziehung
von Sachverständigen und den Umfang ihrer
Tätigkeit auf das notwendige Maß zu beschrän-
ken (§§ 118, 123 StPO.).

(2) Die Sachverständigen sind an die vom
Gerichte in bezug auf die Gegenstände, die Art
und den Umfang der Untersuchung erteilten
Weisungen gebunden. Sie sind auch ohne solche
Weisung verpflichtet, von der Untersuchung
weiterer Gegenstände abzustehen, sobald der
ihnen bekanntgegebene Zweck der Untersuchung
erreicht ist.

§ 16. Für Verrichtungen, die vom Sachver-
ständigen ohne gerichtlichen Auftrag, gegen eine
vom Gerichte erteilte Weisung oder ohne No t
[§ 15, Albs. (2), am Ende] vorgenommen worden
sind, gebührt keine Vergütung.

§ 17. Sachverständige haben ihren Anspruch
auf Gebühren bei sonstigem Verluste binnen
vierzehn Tagen nach Abgabe des Gutachtens
oder, wenn dieses entfällt, nach ihrer Entlassung
mündlich oder schriftlich bei Gericht geltend
zu machen.

§ 18. (1) Die Gebühren der Sachverständigen
sind, soweit nicht für die Bestimmung der
Reise- und Aufenthaltskosten der in öffentlichen
Diensten stehenden Sachverständigen abwei-
chende Vorschriften bestehen, von dem Gerichte
zu bestimmen, das die Tätigkeit des Sachver-
ständigen in Anspruch genommen hat.

(2) Die zuerkannte Gebühr ist dem anwesen-
den Sachverständigen bekanntzugeben und wo-
möglich sogleich auszuzahlen; ansonsten ist sie
dem Sachverständigen durch Zustellung einer
kurzen Benachrichtigung mitzuteilen und kosten-
frei zuzumitteln. In beiden Fällen sind die der
Gebührenbemessung zugrundegelegten Bestim-
mungen anzugeben.

§ 19. Der Beschluß, womit die Sachverstän-
digengebühr bemessen wird, ist, wenn er nicht
in der Hauptverlhandlung verkündet worden ist,
dem Staatsanwalt oder dem zu den Verrichtun-
gen der Staatsanwaltschaft berufenen Beamten
zur Einsicht zu übermitteln.

5 20. Wenn ein Bezirksgericht oder ein Ge-
richtshof erster Instanz eine aus dem Amtsver-
lag des Gerichtes vorzuschießende oder zu be-
zahlende Sachverständigengebühr im Gesamt-
betrage von mehr als 300 S für angemessen er-
achtet, hat es die Akten dem übergeordneren
Gerichtshofe mit einem Gutachten über die zu-
zuerkennende Gebühr vorzulegen. Der überge-
ordnete Gerichtshof bestimmt die Gebühr in
einem Senate von drei Richtern endgültig.
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A r t i k e l VI.

Entlohnung der Dolmetsche.

§ 21. (1) Dem einer gerichtlichen Vernehmung
beigezogenen Dolmetsch ist als Entschädigung
für Zeitversäumnis und Entlohnung für Mühe-
waltung eine einheitliche Gebühr zuzuerkennen.
Deren Höchstausmaß ist dem jeweils geltenden
Tarif zu entnehmen.

(2) Bei der Bestimmung der Gebühr ist auf
die Stellung, den Bildungsgang u n d den durch
die Zeitversäumnis verursachten Entgang am Er-
werb, auf die mi t der Übersetzung verbundenen
Schwierigkeiten und die Dauer der Übersetzungs-
tätigkeit Rücksicht zu nehmen.

(3) M u ß de r Dolmetsch das Protokol l selbst
Schreiben, so gebühr t ihm dafür eine besondere
Entlohnung nach dem jeweiligen Tarif.

A r t i k e l VII.

Gemeinsame Bestimmungen für Zeugen, Sach-
verständige und Dolmetsche.

§ 22. Bei ungerechtfertigter Verweigerung der
Aussage, der dem Sachverständigen oder Dol -
metsch obliegenden Verrichtungen und bei Ei-
desverweigerung entsteht kein Gebührenan-
spruch.

§ 23 . Zeugen, Sachverständige u n d D o l -
metsche, die ohne gerichtliche Ladung erschienen
sind, haben den gleichen Anspruch wie im Falle
der Vorladung, wenn sie vernommen oder ver-
wendet worden sind und das Gericht erkennt ,
daß ihre Vernehmung oder Zuziehung zur Auf-
klärung der Sache dienlich war.

A r t i k e l VIII .

Tarife.

§ 24. (1) Die in § 3, Abs. (2), § 5, Abs. (1),
§ 7, Abs. (2), § 11, Abs. (2), Und § 21 , Abs. (1)
und (3), erwähnten Tarife sind von jedem Ober-
landesgerichte aufzustellen. Nach den beson-
deren Verhältnissen seines Sprengeis kann ein
Oberlandesgericht bei allen ihm unterstehenden
Gerichten die gleichen Tarife einführen oder für
die Gerichte einzelner Kreis- oder Landes-
gerichtssprengel oder nu r für die Or te , an wel-
chen sich der Sitz eines Gerichtshofes befindet,
besondere Tarife aufstellen. Von dieser Aus-
nahme abgesehen, dürfen innerhalb desselben
Kreis- oder Landesgerichtssprengels nicht ver-
schiedene Tarife gelten.

(2) Die Tarife sind nach ihrer im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
erfolgenden Genehmigung durch das Bundes-
ministerium für Justiz vom Oberlandesgerichte
den Gerichten bekanntzugeben, für welche sie
gelten sollen.

(3) Die Tarife sind nach Erfordernis von Zeit
zu Zeit zu überprüfen und allenfalls zu ändern.
Die geänderten Tarife sind gleichfalls vor ihrer
Bekanntmachung dem Bundesministerium für
Justiz zu r Genehmigung vorzulegen.

§ 25. (1) Die Gerichtsärzte und Tierärzte sind
für ihre Verrichtungen als Sachverständige im
Strafverfahren nach den in besonderen Verord-
nungen aufgestellten Tarifen zu ent lohnen. Das
gleiche gilt für chemische Untersuchungen im
Strafverfahren.

(2) Diese Tarife können durch Verordnung er-
gänzt, geändert oder erneuer t werden.

(3) Die in diesen Tarifen auf Schillinge lau-
tenden Sätze bleiben zahlenmäßig unveränder t .

(4) Insoweit diese Verordnungen keine beson-
deren Bestimmungen enthalten, gelten die Vor -
schriften dieses Gesetzes auch für die Gebühren
der im Abs. {1) angeführten Sachverständigen.

Artikel IX.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t gleichzeitig
mit dem Bundesgesetz vom 13. Juni 1946,
B. G. Bl. N r . 135, über die Bildung der Schöffen-
listen (Schöffenlistengesetz), wenn es aber später
als letzteres kundgemacht wird, mit seiner Kund-
machung in Kraft.

(2) Mit dem Inkraft t reten dieses Bundes-
gesetzes werden die Verordnungen des Bundes-
kanzleramtes vom 23. Juni 1927, B. G. Bl.
N r . 199, über die Gebühren der gerichtsärzt-
lichen Sachverständigen im Strafverfahren und
B. G. Bl. N r . 201 über die Gebühren für che-
mische Untersuchungen im Strafverfahren mit
der Maßgabe in der ursprünglichen Fassung
wieder hergestellt, d a ß § 6 de r ersteren zu ent-
fallen und § 4 der letzteren zu lauten ha t : Den
zu chemischen Untersuchungen im Strafverfahren
herangezogenen Sachverständigen ist der nicht
mit der Leistung selbst verbundene Zeitverlust
nach den für ärztliche Sachverständige geltenden
Bestimmungen (Verordnung vom 23. Juni 1927,
B. G. Bl. N r . 199) zu vergüten.

(3) Alle den Gegenstand dieses Gesetzes be-
treffenden sonstigen Vorschriften in Gesetzen
und Verordnungen verlieren ihre Wirksamkeit .
Insbesondere werden aufgehoben:

a) die Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 20. Dezember 1934, B. G. Bl. II
N r . 451 , über die Gebühren der Schöffen
und der Vertrauenspersonen der zur Bil-
dung der Schöffenlisten berufenen Kom-
missionen;

b) die Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 7. April 1933, B. G. Bl. N r . 117,
über die Gebühren der Sachverständigen
und Dolmetsche im Strafverfahren;
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c) die Verordnung zur Anpassung kosten-
rechtlicher Vorschriften in den Reichsgauen
der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland
sowie im Protektorat Böhmen und Mäh-
ren vom 13. Februar 1942, Deutsches
R. G. BL I S. 93;

d) die Gebührenordnung für Zeugen und
Sachverständige in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Dezember 1925,
Deutsches R. G. Bl I S. 471.

(4) Die Aufhebung unter lit. c und d im
Abs. (3) bezieht sich nur auf das Gebiet der
Republik Österreich und nur auf das Strafver-
fahren.

§ 27. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes wird das Bundesministerium für Justiz
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Renner
Figl Gerö

137 . Bundesgesetz vom 24. Juli 1946 zur
Ergänzung des Gesetzes vom 31. Juli 1945,
St. G. Bl. Nr. 104, über die Wiederherstellung
des österreichischen Notariates (Notariats-

ordnung 1945 — NO. 1945).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im Gesetz vom 31. Juli .1945, St. G. Bl.
Nr. 104, über die Wiederherstellung des öster-
reichischen Notariates (Notariatsordnung 1945
— NO. 1945) werden dem § 12 als neue Punkte
angefügt:

„c) inwieweit Personen, welche die Befähigung
zur Ausübung des Notaramtes im Aus-
lande erlangt haben, bei Vorliegen aller
übrigen. Voraussetzungen für die Aus-
übung des Notariates nach der Notariats-
ordnung zu Notaren ernannt werden kön-
nen, ohne daß sie der tatsächlichen Voll-
streckung der Praxis nach § 6 NO. und
der Ablegung der Notariatsprüfung be-
dürfen;

d) inwieweit Personen, die die rechts- und
staatswissenschaftlichen Studien im Aus-
lande zurückgelegt haben, die Eintragung
in die Liste der Notariatskandidaten be-
willigt werden kann, wenn das Bundes-
ministerium für Unterricht nach Maßgabe
der Verordnung vom 9. Juli 1945, St. G. Bl,
Nr. 82, über die Anrechenbarkeit ausländi-
scher Hochschulstudien und im Auslande
albgelegter Prüfungen die von ihnen an
einer ausländischen Hochschule abgelegten
akademischen oder staatlichen Prüfungen
an Stelle der durch die inländische Studien-
und Prüfungsordnung vorgeschriebenen
Fachprüfungen anerkennt, vorausgesetzt,
daß sie die übrigen Bedingungen der Nota-
riatsordnung erfüllen;

e) inwieweit Personen, die zwischen dem
13. März 1938 und dem 27. April 1945
aus nationalen, sogenannten rassischen oder
politischen Gründen die Ausübung des
Notariates (die Praxis. als Notamtskandi-
daten) aufgeben mußten und die Öster-
reichische Staatsbürgerschaft nicht mehr be-
sitzen, bei Vorliegen aller übrigen Vor-
aussetzungen, nach der Notariatsordnung
gegen nachträgliche Nachweisung der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft [§ 6, Abs. (1),
lit. a, NO.] zu Notaren ernannt werden
können (in die Liste der Notariatskandi-
daten eingetragen werden können). Für die
Beibringung des Nachweises ist eine Frist
von mindestens einem Jahr zu bestimmen;
sie kann verlängert werden. Nach frucht-
losem Ablauf der Frist ist das Amt des
Notars erloschen (der Notariatskandidat
aus der Liste zu streichen). Die Gültigkeit
der in der Zwischenzeit vorgenommenen
Rechtshandlungen bleibt unberührt."

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetze«
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Renner

Figl Gerö

1 3 8 . Verordnung des Bundesministeriums
für Volksernährung vom 14. Mai 1946 über
die Festsetzung von Verbrauchergruppen für
den Bezug bewirtschafteter Lebensmittel

(Verbrauchergruppen-Verordnung).

Auf Grund des § 1 des Gesetzes vom 10. Juli
1945, St. G. Bl Nr. 63, über das Verordnungs-
recht des Staatsamtes für Volksernährung, be-
treffend die Bewirtschaftung von Lebensmitteln,
wird verordnet:

§ 1. (1) Zur Regelung der Abgabe von bewirt-
schafteten Lebensmitteln an Verbraucher werden
von den Ernährungsämtern (Kartenstellen)
Lebensmittelkarten ausgegeben.

(2) Die Ausgabe erfolgt unter Zugrundelegung
von Verbrauchergruppen, die nach dem Lebens-
alter und nach der beruflichen Tätigkeit der
Verbraucher unterschieden werden.

§ 2. Nach dem Lebensalter werden folgende
Verbrauchergruppen unterschieden:

a) K l e i n s t k i n d e r (Klst): bis zum voll-
endeten 3. Lebensjahr;

b) K l e i n k i n d e r (Klk): vom vollendeten
3. Lebensjahr bis zum vollendeten
6. Lebensjahr;

c) K i n d e r (K): vom vollendeten 6. Lebens-
jahr bis zum vollendeten 12. Lebensjahr;

d) J u g e n d l i c h e (Jgd): vom vollendeten
12. Lebensjahr bis zum vollendeten
18. Lebensjahr;
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e) E r w a c h s e n e (E): vom vollendeten
18. Lebensjahr.

§ 3. Nach der beruflichen Tätigkeit werden
folgende Verbrauchergruppen unterschieden:

a) Angestellte (B),
b) Arbeiter (A),
c) Schwerarbeiter (S),
d) Schwerstarbeiter (Sst).

§ 4. (1) Die Lebensmittelkarten werden unter-
schieden in Grundkarten und Zusatzkarten.

(2) Jeder Verbraucher erhält Grundkarren
jener Verbrauchergruppe, der er gemäß § 2 an-
gehört.

(3) Verbraucher, die einer im § 3 angeführten
Verbrauchergrappe angehören, erhalten neben
den Grundkar t en Zusatzkarten dieser Ver-
brauchergruppe.

(4) Werdende u n d stillende Müt te r erhalten
vom Beginn des 4. Monats der Schwangerschaft
bis z u m vollendeten 6. Mona t des Stillens Zu-
satzkarten mi t der Bezeichnung „Mut te rka r te"
(M) z u m Bezug der für sie festgesetzten Rat ionen.

§ 5 . (1) Z u m Zwecke de r Einreihung in die im
§ 3, lit. a) bis d ) , genannten Verbrauchergruppen
werden die Verbraucher in Berufsgruppen ein-
gereiht.

(2) Die Erlassung von Richtlinien für die Ein-
reihung der Verbraucher in Berufsgruppen und
die Einreihung dieser Berufsgruppen in die im
§ 3 genannten Verbrauchergruppen erfolgt durch
das Bundesministerium für Volksernährung im
Einvernehmen mi t dem Bundesministerium für
soziale Verwal tung nach Anhörung einer Kom-
mission.

(3) Die Kommission setzt sich zusammen aus
je einem Vertre ter der Bundesministerien für
Volksernährung u n d für soziale Verwal tung
sowie vier weiteren Mitgliedern, die von den
Kammern für Arbeiter u n d Angestellte, von
den Kammern für Handel , Gewerbe, Industrie,
Geld- u n d Kreditwesen, v o m Österreichischen
Gewerkschaftsbund und vom Ernährungsbeirat
des Bundesministeriums für Volksernährung ent-
sendet werden. Den Vorsitz in dieser Kommis-
sion führt der Ver t re ter des Bundesministeriums
für Volksernährung, der auch die Kommission
einberuft.

(4) Zu den Beratungen der Kommission hat
der Vorsitzende auf Verlangen der Kommissions-
mitglieder Fachexperten beizuziehen.

§ 6. (1) Die Einreihung der Verbraucher in
die Berufsgruppen erfolgt un te r Anwendung der
gemäß § 5 erlassenen Richtlinien durch das Be-
zirksernährungsamt, in Wien durch das Zen-
tralernährungsamt. Vo r der Entscheidung kann
die Stellungnahme des Gewerbeinspektorates
eingeholt werden.

(2) In Zweifelsfällen u n d bei Berufung gegen
die Entscheidung des Bezirksernährungsamtes
entscheidet das Landesernährungsamt (in Wien
das Zentralernährungsamt) nach Anhörung eines
Prüfungsausschusses.

(3) De r Prüfungsausschuß setzt sich zusammen
aus je einem Ver t re ter des Landesernährungs-
amtes (des Zentralernährungsamses Wien) und
des Gewerbeinspektorates sowie aus drei weite-
ren Mitgliedern, die von der Kammer für Ar -
beiter u n d Angestellte, von der Kammer für
Handel , Gewerbe, Industrie, Geld- und Kredit-
wesen u n d von der Landesstelle des Österrei-
chischen Gewerkschaftsbundes entsendet werden.
Den Vorsitz im Prüfungsausschuß führ t der
Ver t re ter des Landesernährungsamtes, der auch
den Prüfungsausschuß einberuft. Bei der Ein-
reihung von Verbrauchern einer im Prüfungsaus-
schuß nicht ver t re tenen Berufsgruppe ist. ein
Ver t re ter dieser Berufsgruppe beizuziehen.

§ 7. (1) Sonderregelungen fair die Versorgung
a) von Arbeitern, die in besonderem Aus-

maß der Einwirkung von Giften oder ge-
sundheitsgefährdender Staubentwicklung
ausgesetzt sind, u n d

b) von Kranken, Anstaltspfleglingen, Haft -
ungen von Strafanstalten u n d für andere
Sonderfälle

trifft das Bundesministerium für Volksernährung
im Einvernehmen mi t dem Bundesministerium
für soziale Verwal tung, bei Häft l ingen von
Strafanstalten im Einvernehmen mi t dem Bun-
desministerium für Justiz, nach A n h ö r u n g der
Kommission (§ 5). .

(2) Die Einreihung der in Abs. (1), lit. a), ge-
nannten Verbraucher erfolgt im Einzelfälle
unte r Anwendung der Bestimmungen des § 5.

§ 8. Auf Selbstversorger finden die Bestim-
mungen dieser Ve ro rdnung keine Anwendung.

Frenzel

139. Verordnung des B u n d e s m i n i s t e r i u m s
für Volksenährung vom 15. Mai 1946. über
die einheitliche Zuteilung von Lebensmittel-
rationen im allen Bundesländer Östenrreichs

(Rationenangleichungs-Verordnung).

Auf Grund des § 1 des Gesetzes vom 10. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 63, über das Verordnungs-
recht des Staatsamtes für Volksernährung, be-
treffend die Bewirtschaftung von Lebensmitteln,
wird verordnet:

§ 1. (1) Alle Verbraucher, die der gleichen
Verbrauchergruppe laut der Verbrauchergruppen-
Verordnung vom 14. Mai 1946, B. G. Bl.
Nr. 138, angehören, erhalten Lebensmittel-
rationen gleichen Nährwertes.
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(2) Der Vergleich des Nährwertes der Lebens-
mittel erfolgt nach Kalorien.

§ 2. Die Berechnung des Kalorienwertes der
Lebensmittel erfolgt auf Grund einer Kalorien-
tabelle, die vom Bundesministerium für Volks-
ernährung im Bundesgesetzblatt kundgemacht
wird. Vor der Kundmachung ist das Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung herzustellen. Das gleiche gilt für
Ergänzungen oder Änderungen der Kalorien-
tabelle.

§ 3. Zwecks Angleichung der Rationssätze im
ganzen Bundesgebiet ist das Bundesministerium
für Volksernährung befugt, einheitliche Kalo-
riensätze für ;die verschiedenen Verbraucher-
gruppen zu verlautlbaren. Die Verlautbarung

erfolgt in der „Wiener Zeitung" und tritt mit
Beginn der darauffolgenden Zuteilungsperiode
in Kraft, soferne in der Verlautbarung nichts
anderes bestimmt ist. Dos gleiche gilt für Än-
derungen der einheitlichen Kaloriensätze. Über-
schreitungen der verlautbarten Kaloriensätze
dürfen nur mit Genehmigung des Bundesmini-
steriums für Volksernährung erfolgen.

§ 4. Die Festsetzung der in der jeweiligen
Zuteilungsperiode gemäß § 3 auszugebenden
Lebensmittel (Aufruf) erfolgt durch das Bundes-
ministerium für Volksernährung oder über
dessen Auftrag durch das zuständige Landes-
ernährungsamt. Dieses kann seine Befugnis auf
die Bezirksernährungsämter übertragen.

Frenzel


